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Allgemeine Steuerzahlungstermine im November  

Fälligkeit  
Ende der 

Schonfrist 

Do. 10.11.  Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 14.11. 

Do. 10.11 Umsatzsteuer 14.11. 

Di. 15.11. Gewerbesteuer 18.11. 

Di. 15.11. Grundsteuer 18.11 

Mo. 28.11 Sozialversicherung  

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 
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1)  Stromspeicher ist keine wesentliche Komponente einer Photovoltaik-Anlage 

Eine aus den Eheleuten bestehende Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), betrieb bereits seit 2013 
eine Aufdach-Solaranlage. Die GbR plante in 2016 eine weitere Photovoltaikanlage mit Batterie-
speichersystem auf der Nordseite des Daches. Diese Komplettanlage sollte mit einem Programm 
finanziert werden, das vor Abschluss der Verträge im Jahr 2016 eingestellt wurde. Auf Vorschlag der 
finanzierenden Banken wurde daher zunächst die Photovoltaikanlage erworben und aufgebaut und der 
Erwerb des Speichersystems auf das Jahr 2017 verschoben, um die Fördermittel zu erhalten. Nach 
Lieferverzögerungen wurde das Speichersystem im Frühsommer 2017 in Betrieb genommen. Das 
Batteriespeichersystem dient der Speicherung des durch die Solaranlage erzeugten Stromes, der 
ausschließlich für die private Versorgung der GbR verwendet wird. Das beklagte Finanzamt lehnte den 
Vorsteuerabzug für das Speichersystem ab. Die Stromspeicher seien nachträglich angeschafft worden, 
dienten der privaten Stromversorgung und könnten daher nicht dem Unternehmen zugeordnet werden. 
Eine Ausnahme komme nur bei gleichzeitiger Anschaffung von Photovoltaikanlage und Stromspeicher 
in Betracht. 

Die hiergegen erhobene Klage wies das Finanzgericht Baden-Württemberg ab. Der GbR stehe nach 
Auffassung des Gerichts kein Vorsteuerabzug aus den Rechnungen für das Batteriespeichersystem zu, 
weil dieses nicht für Zwecke der besteuerten Umsätze der Klägerin erfolgen sollte, sondern 
ausschließlich den privaten Belangen ihrer Gesellschafter diene. Der in den Batterien gespeicherte 
Strom werde ausschließlich für den privaten Verbrauch der Gesellschafter verwendet. Des Weiteren 
richte sich der Vorsteuerabzug nicht nach der Verwendung der Photovoltaikanlage, da das 
Batteriespeichersystem nicht Bestandteil der Photovoltaikanlage geworden sei. Der Stromspeicher 
gehöre nicht zu den für den Betrieb einer Photovoltaik-Anlage wesentlichen Komponenten, da ein 
Stromspeicher nicht der Produktion von Solarstrom diene. 

 

2)  Fristverlängerung bei der Abgabe der Grund-steuererklärung bis 31.01.2023 

Die Finanzminister der Länder haben sich am 13.10.2022 in Abstimmung mit dem Bundesfinanz-
ministerium auf eine einmalige Fristverlängerung bei der Abgabe der Grundsteuererklärung 
verständigt. Statt am 31.10.2022 läuft die Frist nunmehr am 31.01.2023 ab. 

 

3) Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen bei Belastung des Gesell-
schafterverrechnungskontos des Steuerpflichtigen 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen auch nach der 
Neufassung der entsprechenden Vorschrift nur in Anspruch genommen werden kann, wenn der 
Rechnungsbetrag auf einem Konto des Leistenden bei einem Kreditinstitut gutgeschrieben wird. Die 
Gutschrift des Rechnungsbetrags im Wege der Aufrechnung durch Belastung des Gesellschafter-
verrechnungskontos des Steuerpflichtigen bei der leistungserbringenden GmbH genüge den 
gesetzlichen Anforderungen an den Zahlungsvorgang nicht. 
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4) Mit Nießbrauchsrecht fürs Wertpapierdepot Steuern sparen 

Wer viel zu vererben hat, kann frühzeitig Vermögenswerte an die nachfolgende Generation weiter-
geben. So können Steuerfreibeträge bei Erbschaft und Schenkung bestmöglich ausgenutzt werden. Wer 
z. B. ein Wertpapierdepot besitzt, kann dieses noch zu Lebzeiten unter Nießbrauchsvorbehalt ver-
schenken. Der Schenkende überträgt dabei sein Depot an den Begünstigten, der damit neuer 
Eigentümer wird. Die Erträge, die das Depot abwirft, werden dann fortan abgeschöpft und gehen an den 
Schenkenden, d. h. den Nießbraucher. Gleichzeitig behält der Nießbraucher die Entscheidungsgewalt 
über die Anlagen und möglichen Entnahmen.  

Der Vorteil ist, dass durch den Nießbrauch der zu versteuernde Vermögensanteil sinkt. Zusätzlich zu 
den sog. persönlichen Freibeträgen bei Erbschaft und Schenkung berücksichtigt das Finanzamt auch 
den sog. Kapitalwert des Nießbrauchs. Das ist der Wert, den der Nießbrauch für den Nießbraucher hat, 
also in diesem Fall die Summe der zu erwartenden Depot-erträge. Er hängt vom Alter des Schenkenden 
und von der angenommenen Jahresrendite des Depots ab. Je jünger der Schenkende zu Beginn des 
Nießbrauchs und je höher die durchschnittliche Wertentwicklung des Depots, desto höher ist der 
Kapitalwert und desto niedriger der zu versteuernde Restbetrag. 

Wenn der Nießbraucher jedoch schon kurze Zeit nach Beginn des Nießbrauchsverhältnisses verstirbt, 
kann der Freibetrag durch den Kapitalwert verfallen. Wann genau das der Fall ist, regelt § 14 BewG und 
hängt vom Alter des Nießbrauchers ab. Je älter der Schenkende ist, desto früher ist der Nießbrauch 
aufgebraucht - üblicherweise nach zehn Jahren.  

Gegenüber dem Finanzamt muss angezeigt werden, welches Depot mit welchem Wert von wem an wen 
übertragen worden ist. Zur Erstellung eines Schenkungsvertrags sollte aufgrund der Komplexität ein 
Steuerberater oder Rechtsanwalt konsultiert werden. 

 

5) Unangekündigte Wohnungsbesichtigung durch Beamten der Steuerfahndung 
rechtswidrig 

Eine unangekündigte Wohnungsbesichtigung durch einen Beamten der Steuerfahndung als sog. 
Flankenschutzprüfer zur Überprüfung der Angaben der Steuerpflichtigen zu einem häuslichen Arbeits-
zimmer ist rechtswidrig, wenn die Steuerpflichtige bei der Aufklärung des Sachverhalts mitwirkt. Das 
entschied der Bundesfinanzhof. 

 

6) Bundeskabinett beschließt Sozialversicherungsrechengrößen 2023 
Das Kabinett hat am 12.10.2022 die Verordnung über die Sozialversicherungsrechengrößen 2023 
beschlossen. 

Die Bezugsgröße, die für viele Werte in der Sozialversicherung Bedeutung hat (unter anderem für die 
Festsetzung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlagen für freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und für die Beitragsberechnung von versicherungspflichtigen Selbstständigen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung), steigt auf 3.395 Euro/Monat (2022: 3.290 Euro/Monat). Die 
Bezugsgröße (Ost) steigt auf 3.290 Euro/Monat (2022: 3.150 Euro/Monat). 
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Die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West) steigt auf 7.300 
Euro/ Monat (2022: 7.050 Euro/Monat) und die Beitragsbemessungsgrenze (Ost) steigt auf 7.100 
Euro/ 
Monat (2022: 6.750 Euro/Monat). 

Die bundesweit einheitliche Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Jahresarbeitsentgeltgrenze) steigt auf 66.600 Euro (2022: 64.350 Euro). Die ebenfalls bundesweit 
einheitliche Beitragsbemessungsgrenze für das Jahr 2023 in der gesetzlichen Krankenversicherung 
steigt auf 59.850 Euro jährlich (2022: 58.050 Euro) bzw. 4.987,50 Euro monatlich (2022: 4.837,50 
Euro). 

 


